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Trotz gleicher erkenntnistheoretischer Grundlagen und 
damit gleicher Qualitätsansprüche an jegliche Beweiswürdi­
gung im Strafverfahren besitzt die Beweiswürdigung des Ge­
richts in der gerichtlichen Beweisaufnahme gegenüber der 
vorangegangenen Beweiswürdigung in beweisrechtlicher 
Hinsicht aber dennoch einen besonderen Stellenwert. Die 
Beweiswürdigung des Gerichts ist im Unterschied zu allen 
anderen Formen der Beweiswürdigung an die Rechtspre­
chung geknüpft und ausschließlich an die Feststellungen in 
der Beweisaufnahme gebunden.

Beweiswürdigung des Gerichts als Bestandteil 
der Rechtsprechung

Gemäß Art. 92 Verfassung wird die Rechtsprechung in der 
DDR von den Gerichten ausgeübt. Auch die im Rahmen der 
Strafrechtsprechung getroffenen Feststellungen über die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit eines Straftäters sind also 
ausschließlich den Gerichten Vorbehalten. Nur das Gericht 
kann durch Urteil rechtsverbindlich darüber entscheiden, daß 
der Angeklagte im strafrechtlichen Sinne schuldig ist und 
welche Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
anzuwenden sind. Damit obliegt grundsätzlich nur dem Ge­
richt eine Beweiswürdigung in bezug auf die Frage, ob der 
Angeklagte wegen einer von ihm begangenen Straftat straf­
rechtlich verantwortlich ist, und — falls diese Frage bejaht 
wird — eine weitergehende Beweiswürdigung im Hinblick 
auf eine gerechte Strafzumessung.5

Die Bezugspunkte jeglicher der Rechtsprechung vorgela­
gerten Beweiswürdigung im Verlauf des Strafverfahrens sind 
immer andere; sie werden durch die strafprozessualen Kate­
gorien Verdacht, dringender Verdacht und hinreichender Tat­
verdacht Umrissen.5 Die Beweiswürdigung ist hier also immer 
darauf gerichtet, das vor Einleitung des Strafverfahrens bzw. 
im jeweiligen Strafverfahrensstadium vorliegende Beweis­
material dahingehend zu beurteilen, ob das“ mit den genann­
ten Kategorien charakterisierte Zwischenergebnis des .straf­
prozessualen Beweisführungsprozesses erreicht worden ist. 
Diese Beweiswürdigung ist-auf das Ingangsetzen bzw. auf den 
Fortgang des Strafverfahrens gerichtet, nicht auf die Feststel­
lung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit oder gar auf die 
Strafzumessung.

Eine Ausnahme von diesem Grundsatz sieht das Gesetz 
nur für solche Fälle vor, in denen bereits im Ergebnis der 
durchgeführten Ermittlungen festgestellt wird, daß die im 
StGB fixierten Voraussetzungen des Absehens von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit gegeben sind 
oder daß es bei Jugendlichen, die nicht erheblich gesellschafts­
widrige Vergehen begangen haben, zum Erreichen des Er­
ziehungsziels keiner Hauptverhandlung bedarf. In diesen 
Fällen obliegt dem Staatsanwalt gemäß § 148 Abs. 1 Ziff. 3 
StPO bzw. dem Staatsanwalt oder den Untersuchungsorganen 
gemäß § 75 StPO die Entscheidung über die Einstellung des 
Ermittlungsverfahrens. Die Entscheidung gemäß § 148 Abs. 1 
Ziff. 3 StPO setzt eine Beweiswürdigung des Staatsanwalts 
im Hinblick auf das Vorliegen der strafrechtlichen Verant­
wortlichkeit des Beschuldigten7 und in bezug auf das Vorlie­
gen der in der jeweiligen Strafrechtsnorm fixierten Voraus­
setzungen für das Absehen von Maßnahmen der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit voraus.

Dennoch ist selbst diese Entscheidung des Staatsanwalts 
nicht mit der rechtsprechenden Tätigkeit des Gerichts iden­
tisch. Sie stellt u. E. keine rechtskräftige Schuldfeststellung 
in bezug auf den betroffenen Beschuldigten dar, sondern ist 
eine Entscheidung zu seinen Gunsten, die ausdrückt, daß der 
Zweck des Strafverfahrens nach Einschätzung des Staats­
anwalts ausnahmsweise ohne gerichtliche Verurteilung als 
erreicht angesehen wird.

In der Beweisaufnahme getroffene Feststellungen
als alleinige Grundlage der gerichtlichen Beweiswürdigung
im Urteil

Der offenkundig entscheidende Unterschied der Beweiswür­
digung des Gerichts in der gerichtlichen Beweisaufnahme zu

Informationen
Angeregt durch den internationalen „Aufruf der Juristen 
gegen Nuklearkrieg“ (vgl. NJ 1987, Heft 9, S. 342) sowie durch 
die Ergebnisse einer vom US-amerikanischen Juristenkomitee 
zur Nuklearpolitik und von der sowjetischen Juristenvereini- 
gung gemeinsam veranstalteten internationalen Konferenz 
über Kernwaffen und Völkerrecht (New York, 31. August 
1987), trafen sich Juristen aus zwölf Ländern am 8. und 
9. April 1988 in Stockholm und gründeten die Internationale 
Juristenvereinigung gegen Kernwaffen (International As­
sociation of Lawyers Against Nuclear Arms, IALANA). Die 
DDR war durch Prof. Dr. Manfred Mohr (Institut für Theorie 
des Staates und des Rechts der Akademie der Wissenschaften) 
vertreten.

Die IALANA läßt sich von folgenden Prinzipien leiten:
1. Da .ein Nuklearkrieg jegliches Leben auf der Erde zer­

stören würde, steht er im Widerspruch zum grundlegendsten 
Menschenrecht, zum Recht auf Leben.

2. Die Anwendung oder Drohung der Anwendung von 
Kernwaffen verletzt das Völkerrecht und stellt ein Ver­
brechen gegen die Menschlichkeit und gegen den Frieden dar.

3. Weil ein Nuklearkrieg die völlige Negation der Herr­
schaft des Rechts (rule of law) bedeutet, haben die Juristen 
eine besondere Verantwortung für die Verhinderung eines 
Nuklearkriegs sowie für die Durchsetzung, Entwicklung und 
Stärkung der Völkerrechtsordnung.

4. Der Washingtoner Vertrag zwischen der UdSSR und den 
USA über die Liquidierung ihrer Raketen mittlerer und kür­
zerer Reichweite (INF-Vertrag) vom 8. Dezember 1987 leitet 
eine sehr begrüßenswerte Entwicklung ein, kann aber nur als 
erster Schritt auf dem Weg zur vollständigen nuklearen 
Abrüstung angesehen werden.

Die IALANA stellt sich als Aufgabe, Juristen in der 
ganzen Welt dafür zu mobilisieren, sich im Kampf gegen 
Kernwaffen sowohl als Bürger als auch in entsprechenden 
Berufsorganisationen zusammenzuschließen. Sie will Bil­
dungsaktivitäten (einschließlich Forschungsprojekte und 
Publikationen) zu rechtlichen Aspekten der Kernwaffendis­
kussion für Berufsgruppen und für die Öffentlichkeit fördern 
sowie den Austausch von Juristen organisieren, um die inter­
nationale Verständigung und das Wissen über Kernwaffen 
und Völkerrecht zu erweitern.

Die IALANA wird
— die gewaltfreie Lösung von Streitigkeiten zwischen den 

Staaten unterstützen;
— die Aufmerksamkeit auf den Weltfrieden gefährdende 

Völkerrechtsverletzungen und insbesondere auf solche 
lenken, die zu einem Nuklearkrieg führen können;

— Rüstungskontrollverträge, andere internationale Abkom­
men sowie die Schaffung kernwaffenfreier Zonen unter­
stützen, die zur Beseitigung der Kernwaffen beitragen. 
Der Sitz der IALANA ist vorläufig Stockholm. Als Ko­

präsidenten für die erste Periode fungieren Stig Gustafsson, 
Abgeordneter des Schwedischen Reichstags und Präsident 
der Schwedischen Juristenvereinigung gegen Kernwaffen, 
Alexander Sucharew, Vorsitzender der sowjetischen Juristen­
vereinigung, und Peter Weiss, Kopräsident des US-amerika­
nischen Juristenkomitees zur Nuklearpolitik.

jeglicher sonstigen Beweiswürdigung im Strafverfahren be­
steht in beweisrechtlicher Hinsicht darin, daß die* Beweis­
würdigung des Gerichts grundsätzlich an die Durchführung 
einer selbständigen Beweisaufnahme gebunden ist, die unter 
Einhaltung der strafprozessualen Bestimmungen über die Art 
und Weise ihrer Durchführung stattzufinden hat. Ausschließ­
lich die in der Beweisaufnahme unter den gesetzlich fixier­
ten Bedingungen getroffenen Feststellungen bilden die allei­
nige Grundlage für das Urteil (§ 222 Abs. 3 StPO).

Das bedeutet insbesondere, daß die gesetzlichen Forderun­
gen nach Öffentlichkeit, Mündlichkeit, Unmittelbarkeit und

5 Mit dieser Aufgliederung der Beweis Würdigung folgen wir der 
Position von E. Buchholz,/D. Bohndorf („Zu den Kategorien Wahr­
heit - Beweis, indirekter Beweis und Wahrscheinlichkeit“, Forum 
der Kriminalistik 1986, Hefte, S. 49), die Beweisführungserforder­
nisse zu unterscheiden in die die strafrechtliche Verantwortlichkeit 
des Täters begründenden Umstände und in weitere Umstände, 
die auf den Grad der strafrechtlichen Verantwortlichkeit Einfluß 
haben und bei der Strafzumessung zu beachten sind.

6 Vgl. K.-H. Röhner, „Tatverdacht und seine Differenzierung in der 
StPO“, NJ 1985, Heft 11, S. 449 f.

7 Vgl. StPO-Kommentar, 2. Aufi., Berlin 19и/, Anm. 1 bis 3 zu § 148 
(S. 196).


